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Stellungnahme der DGfE zum „Referentenentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung  

des Befristungsrechts im Wissenschaftsbereich“ 

  

Die Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaft ist ein wissenschaftlicher Fachverband 

von in Forschung und Lehre tätigen Erziehungswissenschaftler*innen. Sie wurde 1964 gegrün-

det und hat derzeit ca. 4.800 Mitglieder. Zweck der DGfE ist die Förderung von Wissenschaft 

und Forschung, Bildung und Erziehung auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Pädagogik. Ihre 

weitgefächerte Arbeit wird insbesondere in 14 Sektionen und 18 Kommissionen durchgeführt 

und findet Niederschlag in Veröffentlichungen, Tagungen sowie alle zwei Jahre auf dem gemein-

samen Kongress. Betrachtet man diejenige Gruppe Mitglieder, die die von der avisierten Novelle 

des Wissenschaftszeitgesetztes (WissZeitVG) unmittelbar betroffen sein werden, sind 1.430 

Promovend*innen und 1.560 Post-Docs in der DGfE organisiert. 

Vor dem Hintergrund dieser Struktur unserer Mitgliederschaft ist seitens der DGfE jede Verbes-

serung der Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft zu begrüßen. Das gilt insbesondere mit 

Blick auf attraktive, verlässliche und planbare Beschäftigungsbedingungen, die wissenschaftli-

che Laufbahnen ermöglichen und das Wissenschaftssystem insgesamt stärken. Aus diesem 

Grund hat sich die DGfE wiederholt hierzu geäußert und sich im Juni 2023 auch in die Debatte 

um die Novellierung des WissZeitVG mit einer Stellungnahme eingebracht1. 

Der nun vorliegende „Referentenentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Befristungs-

rechts im Wissenschaftsbereich“ enthält aus unserer Sicht sowohl begrüßenswerte Verbesse-

rungen als auch Regelungen, die weiterhin kritisch zu bewerten sind. Die Festschreibung von 

Mindestvertragslaufzeiten für akademisch Beschäftigte in der ersten Phase der Qualifikation ist 

positiv zu bewerten. Gleiches gilt für die vorgesehene Regelung, kleine Verträge und Kleinstver-

träge letzthin mit der Novellierung des WissZeitVG auszuschließen. Beide Maßnahmen können 

grundsätzlich dazu beitragen, Rahmenbedingungen zu schaffen, die akademische Qualität ver-

bessern. 

Positiv hervorzuheben ist ferner, dass der Referentenentwurf den Qualifizierungszweck befris-

teter Beschäftigung klar konturiert. Insbesondere für Promovierende wird damit betont, dass 

Vertragslaufzeiten und Beschäftigungsbedingungen so ausgestaltet sein müssen, dass die ange-

strebte wissenschaftliche Qualifikation tatsächlich erreicht werden kann. Diese Klarstellung ist 

ausdrücklich zu begrüßen, da ein Qualifizierungsvorrang im bisherigen WissZeitVG 

 
1 https://www.dgfe.de/fileadmin/OrdnerRedakteure/Stellungnahmen/2023.07_WissZeitVG_Stellungnahme_DGfE.pdf  
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unterbestimmt blieb. Ebenso begrüßenswert ist, dass der Referentenentwurf Care-Arbeit und 

weitere Sorge- bzw. Verantwortungszeiten auch im wissenschaftlichen Betrieb stärker berück-

sichtigt. Dazu zählen insbesondere Zeiten für Kindererziehung, Krankheit, Pflege sowie Gleich-

stellungsaufgaben. Die nun im Referentenentwurf getroffene Analyse geht insofern konform mit 

den Ausführungen des Wissenschaftsrats, der sich insbesondere in jüngerer Zeit für die Refor-

mierung der Personalstrukturen im Hochschulbetrieb einsetzt.  

Aus Sicht der DGfE ist jedoch kritisch hervorzuheben, dass der Referentenentwurf von der 

Grundannahme eines vergleichsweise stabilen und linearen wissenschaftlichen Karriereverlaufs 

geprägt ist. Diese Annahme wird den tatsächlichen Erwerbs-, Qualifizierungs- und Lebensver-

läufen im Wissenschaftssystem nur bedingt gerecht. Insbesondere aus der erziehungswissen-

schaftlichen Übergangsforschung liegen entsprechende Erkenntnisse vor. Sie zeigen, dass Über-

gänge nicht allein formal zwischen den Bildungsinstitutionen zu denken sind, sondern sich über-

wiegend als individuelle Entscheidung in einem breit aufgefächerten Bildungssystem vollziehen. 

Wird die wissenschaftliche Diskussion um Übergänge ernstgenommen, muss sich dies auch in 

der gesetzlichen Lage widerspiegeln. Eine echte, weitreichende Reform des WissZeitVG sollte 

folglich auch diese Wege ‚quer‘ durch das System Wissenschaft berücksichtigen.  

Ferner zeigt sich, dass es komplexe hochschulische Verfahren, insbesondere Berufungsverfah-

ren, nicht selten mehrere Jahre bis zu ihrem formalen Abschluss in Anspruch nehmen. Wenn 

berufbare Wissenschaftler*innen in dieser Phase aufgrund befristungsrechtlicher Begrenzun-

gen aus dem Wissenschaftssystem ausscheiden, gehen nicht nur individuelle Karriereperspek-

tiven verloren. Zugleich werden Forschungslinien unterbrochen, fachliche Expertise kommt ab-

handen, und erziehungswissenschaftliche Diskurse können in ihrer thematischen Weiterent-

wicklung beeinträchtigt werden. 

Die aus Sicht der DGfE gravierendste Lücke des Referentenentwurfs zeigt sich jedoch nach Er-

reichen der Promotion, also in jener Phase, die häufig als „Rush Hour“ des akademischen Wer-

degangs beschrieben wird. Dass gerade diese Phase mit erheblichen Ausstiegsrisiken verbun-

den ist, spiegelt sich auch in aktuellen Daten über alle Promovierten deutschlandweit wider: 

Laut Wissenschaftsrat verlassen fünf von sechs2 Promovierten gegenwärtig das System Wissen-

schaft. Das verweist aus Sicht der DGfE auf zwei Gefährdungslagen:  

Erstens könnte der Vorrang der Qualifizierungsbefristung die konkrete Situation an den Univer-

sitäten und Hochschulen aus dem Blick verlieren, an welchen Promovierte dann vermehrt auf 

Drittmittelstellen angewiesen wären. Für die Forschungspraxis hätte dies ambivalente Konse-

quenzen. Zunächst ist von einem Zugewinn an Expertise auszugehen, wenn promovierte Erzie-

hungswissenschaftler*innen zunehmend in drittmittelfinanzierten Forschungsprojekten tätig 

werden, doch birgt genau dieser Aspekt mehrere Gefahren. So müssten die Mittelgeber sicher-

stellen, dass promovierte und damit in der Regel höher eingruppierte Wissenschaftler*innen 

durch die Zuwendung finanziert werden können. Zugleich muss gewährleistet sein, dass auch 

 
2 Vgl. Wissenschaftsrat (2023): Ausgestaltung der Promotion im deutschen Wissenschaftssystem. Ein Positionspapier.  
S. 11, Abgerufen unter: https://www.wissenschaftsrat.de/download/2023/1196-23.pdf?__blob=publicationFile&v=18 
(14.06.2026) 

https://www.wissenschaftsrat.de/download/2023/1196-23.pdf?__blob=publicationFile&v=18
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auf drittmittelfinanzierten Stellen wissenschaftliche Weiterqualifikation und akademische Kar-

riereentwicklung möglich bleiben. 

Zweitens bedeutet die im Referentenentwurf vorgesehene Befristungsdauer für Post-Docs für 

viele DGfE-Mitglieder weiterhin erhebliche berufliche Unsicherheit und trägt dazu bei, dass ex-

zellente Forschende das Wissenschaftssystem verlassen, obwohl ihre Expertise für Forschung, 

Lehre und akademische Selbstverwaltung dringend benötigt wird. Eine Verlängerung der Befris-

tungsdauer nach der Promotion könnte hier Entlastung schaffen. Angesichts nicht hinreichend 

finanzierter Drittmittelstellen für höhere Erfahrungsstufen würden sie zusätzliche Möglichkei-

ten eröffnen, auf Haushaltsstellen bis zur Professur zu gelangen und den Druck auf die Wissen-

schaftler*innen reduzieren. 

Wünschenswert ist daher eine grundlegendere Reform des WissZeitVG, die den aktuellen Prob-

lematiken in der Anstellung und Beschäftigung von wissenschaftlichen Mitarbeitenden an Uni-

versitäten und Hochschulen Rechnung trägt und ihnen unter anderem durch die Schaffung 

struktureller Rahmenbedingungen für Personalentwicklung begegnet. Für die Umsetzung be-

nötigt es geeignete gesetzliche und finanzielle Rahmenbedingungen. Die im Referentenentwurf 

des BMFTR angelegte Stärkung des Qualifizierungszwecks macht insbesondere Anpassungen 

der finanziellen Grundausstattung von Hochschulen erforderlich. Dies gilt umso mehr, als davon 

auszugehen ist, dass künftig mehr promovierte Wissenschaftler*innen in höheren Erfahrungs-

stufen in drittmittelfinanzierten Forschungsprojekten beschäftigt werden, als es bislang der Fall 

gewesen ist. Zudem bedarf es zwingend Regelungen, die Fluktuationen in Drittmittelprojekten 

berücksichtigen. Dies betrifft etwa Fälle, in denen Mitarbeitende aus Drittmittelprojekten auf 

Professuren berufen werden und Projektstellen entsprechend nachbesetzt werden müssen. 

Von einer Klärung der daraus resultierenden finanziellen Fragen gehen wir im Zusammenwirken 

von Bund, Ländern und Einzelhochschulen aus. 

Es bedarf unserer Ansicht nach einer Ausweitung der Befristung der Post-Doc-Phase auf min-

destens acht Jahre und zugleich einer Quote für Dauerstellen im akademischen Mittelbau an 

Universitäten. Nur so kann Verlässlichkeit der wissenschaftlichen Karriereplanung garantiert als 

auch qualitätsvolle universitäre Lehre abgesichert werden. 

Schließlich ist es unserer Ansicht nach unabdingbar, die Ursache für das Missverhältnis von An-

zahl von Wissenschaftler*innen in Qualifizierungsphasen und Angebot an festen Stellen im Wis-

senschaftssystem strukturell in den Blick zu nehmen. Der exorbitant angestiegene Anteil an 

Drittmittelforschung erzeugt quasi notwendig den Bedarf an flexiblem akademischem Personal. 

Nur wenn die Drittmittelabhängigkeit der Hochschulfinanzierung wieder zugunsten einer stabi-

len Grundfinanzierung zurückgefahren wird, also die Hochschulschulfinanzierung strukturell 

umgebaut wird, besteht die Chance für verlässliche Karrierewege in den Hochschulen auch und 

gerade alternativ zur Professur. 

Berlin, im Juni 2026 

Der Vorstand der DGfE 


